Rücksendung elektronischer Empfangsbekenntnisse (eEB)

Sehr geehrte/r ______________,
[bookmark: _GoBack]hier ist aufgefallen, dass Sie die digitale Zustellung elektronischer Dokumente – auch auf entsprechende Erinnerung – bislang nicht durch Übermittlung eines Empfangsbekenntnisses in elektronischer Form nachgewiesen haben. Hierzu sind Sie jedoch verpflichtet (§ 173 Abs. 2 und 3 ZPO iVm § 15 FamFG).
Seit dem 1. Januar 2018 wird das elektronische Empfangsbekenntnis in strukturierter maschinenlesbarer Form übermittelt. Hierfür übermittelt das Gericht im Rahmen der Zustellung einen strukturierten elektronischen Datensatz. Dieser Datensatz wird als XML-Datei mit dem Dateinamen 'xjustiz_nachricht.xml' per EGVP als Anlage an einen sicheren Übermittlungsweg des Empfängers versandt. Aus dieser Datei muss Ihrerseits das eEB erzeugt und hierher zurückgesandt werden. 
Als Empfänger elektronischer Kommunikationswege im Sinne des 173 Abs. 2 ZPO sind für Sie andere Formen des Empfangsbekenntnisses nicht mehr zulässig. 
Falls Sie über keine Software verfügen, die die Erzeugung des eEB als Funktion bietet, können sie auf der Internetseite 
https://xjustiz.justiz.de
eine kostenlose Anwendung für die Erzeugung eines eEB herunterladen.  
Diese Browseranwendung ermöglicht die menschenlesbare Darstellung der Inhalte des Strukturdatensatzes sowie die Erzeugung des eEBs. Das eEB wird dabei auf dem Rechner des Anwenders gespeichert und muss als Anlage zu einer Nachricht an den Absender des hinlaufenden eEB's per sicherem Übermittlungsweg oder qualifiziert elektronisch signiert per EGVP zurückgesandt werden.
Für die Nutzung der Browseranwendung kann ein aktueller marktgängiger Webbrowser wie z.B. Mozilla Firefox oder Microsoft Edge benutzt werden. Eine Internetverbindung ist nicht erforderlich. Wie Sie die Anwendung einrichten und benutzen, ist in dem ebenfalls auf der genannten Internetseite verfügbaren Leitfaden ausführlich dargestellt.
Es wird gebeten, dafür Sorge zu tragen, dass zukünftig elektronische Empfangsbekenntnisse ordnungsgemäß abgegeben und die gesetzlichen Anforderungen zukünftig erfüllt werden. Dies gilt selbstverständlich nicht für Zustellungen, die seitens der Justiz auf dem Postweg erfolgen.




